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Ĵ-etschunß iui noi -  ^^ezschmß kcsici t̂ cCb
Ein Gesprädi zwisdien Experten aus Wissenschaft, Wirtsdiaft und Verwaltung

IVo/. W. G. W affenschm idtf H eidelberg:

Technische und wirtschaftliche Forschung 
als Aufgabe der Gegenwart

Im W esen ist das Forschungs­
problem uralt; in der Form, in 

der es uns entgegentritt, ist es ein 
ausgesprochenes Gegenwartsphä­
nomen. Aufs engste verbunden ist 
es freilich mit der zivilisatorischen 
und kulturellen Organisation: für 
uns mit dem „Kapitalismus". Vor­
aus ging ihm die Erforsdiungs- 
periode der Renaissance, ihr folgte 
der wirtschaftliche Fortsdiritt des 
merkantilen Handelskapitalismus 
und dann der Fortschritt des tech­
nischen Industriekapitalism us im 
18. Jahrhundert. Es erfaßt heute 
auch den auf Sadikapitalakkum u- 
lation erpichten, russischen Staats­
kapitalismus. Vorher w aren •— 
wie in allen alten Kulturen — die 
Vergänglidikeit und Belanglosig­
keit des Diesseits und die Angst 
um das Seelenheil, wie sie durch 
die herrsdienden Klassen gepflegt 
wurden, für die technische und wirt- 
schaftlidie Forsdiung und den Fort­
schritt hinderlich. Die politischen 
Beziehungen von Mensch zu 
Mensch, besonders vom H erren­
menschen zum Untergebenen, ließen 
für eine forscherische Tätigkeit der 
geistigen Schichten wenig übrig.

Technischer Fortschritt als ange­
wandte Forschung und W issen­
schaft war im Industriekapitalis­
mus zunächst noch latent. Er er­
schöpfte sich in einer merkanti- 
listischen Rezeptsammlung: aus
Pröbeln und Basteln, aus Risiko­
übernahme und Verbesserung von 
Fehlern. Das wird deutlidi am 
englischen Textilkapital, bei dem 
die technischen Fabrikanten selbst

nicht wußten, wie ihr Reichtum 
zustande kam. Erst mit der V er­
bindung W atts zur Universität, wo 
er Laborant war, kam es zu einer 
impliziten Verbindung zwischen 
technischem Fortschritt und wis­
senschaftlicher Forschung und dann 
auch zur Wirtschaft. Aus England, 
das die Dampftechnik entwickelt 
hatte, ging mit der Erforschung der 
Elektrizität, ohne daß man ihr 
W esen bereits ganz erfaßt hätte, 
die Führung des technischen Fort­
schritts an Deutschland über. Sie 
ging mit Elektronik und Kernspal­
tung, persönlich gebunden an 
Réfugiés und Deportierte, nach 
1933 an die USA und Rußland und 
führte in politischer und militäri- 
scäier Hand zu einer Krisis der 
Geisteshaltung, teilweise in tiefer 
Scham. Damit wird „technische und 
wirtschaftliche Forschung" ethi­
sches Tagesproblem.

Zur Diskussion der, logischen 
Einordnung könnte man schon den 
Titel angreifen, insofern Technik 
und W irtschaft die Tat beabsichti­
gen, während die Forschung sich 
auf die Gebiete „reiner“ und nicht 
angewandter W issenschaft er­
streckt. Innerhalb der Hochschulen 
steht dann der Forscher dem Leh­
rer gegenüber, und analog einem 
problematischen Ordnungssdiema 
entwickelt sich die organisatorische 
Frage einer Abtrennung der For­
schungsinstitute von den Hoch­
schulen. Ist es ferner eine sozio­
logische oder altersbedingte Er­
scheinung, wenn berühmte akade­
mische Lehrer vor lauter Gefällig­

keitsgutachten und honorierten 
Jubiläum svorträgen in Betriebsam­
keit forscherisch verflachen? Man 
geht kaum fehl, wenn man be­
hauptet, daß der schöpferische 
Geist die reifere Jugend sucht und 
sich abseits der W irtschaft in den 
Seminararbeiten, Diplomarbeiten, 
D issertationen und Habilitations­
schriften zeigt, die ja  unbezahlt 
sind. Freilich sind oft die Profes­
soren an der wichtigen Themen­
stellung beteiligt.

Mit alledem „sammelt sich in Ge­
schichte und Gegenwart ein riesi­
ger Bestand wissenschaftlicher 
Ideen aus der Vergangenheit für 
erfinderische Zwecke", und „so 
wertvoll das große Laboratorium 
(der Privatunternehmungen) ist, so 
arbeitet es doch am wirkungs­
vollsten bei der Entwicklung von 
bereits zu Tage liegenden Ideen 
und am schlechtesten und unw irt­
schaftlichsten bei neuen Ideen", 
wie N orbert W iener in „Mensch 
und Menschenmaschine" ausführt. 
Doch sind hier technische Erfin­
dungslaboratorien gemeint. W irt­
schaftliche Laboratorien in diesem 
Sinne gibt es überhaupt nicht. Da­
gegen werden wieder mehr w irt­
schaftliche Doktorarbeiten als tech­
nische geschrieben. W arum ist das 
so, und wie steht es mit dieser 
W irtschaftlidikeit? Ist die Geniali­
tä t eines Krages, der 300 Mill. 
DM in wenigen Jahren  spekula­
tiv gewinnt, forschungsgemäß? Ist 
er ein wirtschafts-erfinderischer 
Kopf, wie es Duttweiler in Zürich 
¡st? Ist die naturwissenschaftliche 
und logische, etw a mathematische 
reine Forschung auch fruchtbar für 
die geisteswissenschaftliche W irt­
schaftsforschung? Jedenfalls hat

AUe in  der A bteilu ng „Z eitgespräch“ veröffentlichten B eiträge sin d  fr e ie  M einungsäußerungen von P er­
sönlichkeiten aus W irtschaft und P o litik  und von in- und ausländischen M itarbeitern . S ie en thalten  keine 
Stellungnahm e der R edaktion  und sin d  keine offiziösen  Ä ußerungen  d er herausgebenden Institu tionen.
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die Rezeption naturwissensdiaft- 
licäier Methodik durcäi die W irt- 
sdiaftstheorie nach dem Durch­
bruch von Keynes auch auf die 
wirtschaftliche politische Gestal­
tung etwa durch Input-Output-In- 
stitute in den USA revolutionär 
gewirkt.

Von aktueller Bedeutung ist die 
Frage, wie weit die Zuweisung 
von M itteln für Heeresforschungs­
zwecke die allgemeine Forschung 
fördert oder hemmt. Die Forschung 
selbst steht damit im Machtkampf. 
Das, was früher rassenmäßige und 
völkermäßige Erbfeindschaft war, 
zeigt sich nun in weltanschau­
lichen Gegensätzen. Forschung in 
Freiheit oder zentraler Befehls­
wirtschaft ist wesensgemäß ver­
schieden. Auch im W esten ver­
langt (die reine Forschung Gedan­
kenfreiheit. Eigenartig ist hier der 
internationale Charakter der For­
schung und ihr W iderstreben ge­
gen inquisitorische Geheimhaltung, 
Forschung und Erfindung im natio­
nalen und internationalen Lebens­
kampf weisen sta tt der erw arteten 
Rationalität durchaus romantische 
Züge auf, wie der Verfasser in 
„Technik und W irtschaft der Ge­
genw art“ etwa von der Elektro­
nentechnik (Radar), der Kunstseide 
oder der Atomspaltung berichtet.

Die der Forschung gestellte Auf­
gabe ist schwer zu lösen, weil wir 
uns in der zivilisatorischen und 
kulturellen Entwicklung in einem 
ständig fortschreitenden Entropie­
prozeß befinden, das heißt; alles 
spaltet sich auf. W enn sich das 
schon rein äußerlich in der von 
Jahr zu Jah r wachsenden Vielfalt 
der Berufe oder Patentgruppen 
zeigt, so steht dahinter ja  die Auf­
spaltung der forscherischen und 
technischen Aufgaben. Der Kapita­
lismus beansprucht, daß sein 
System eine optimale Auswahl 
trifft. Der oppositionelle Sozial­
politiker bestreitet das.

W as nun die enormen Geldmit­
tel anbelangt, die unsere For­
schung beansprucht, so sind die 
Geldmittel, die etwa für die Ent­
wicklung der W ätt'sd ien  Dampf­
maschine aufgebracht wurden, ge­
messen an dem englischen Volks­
einkommen der damaligen Zeit, 
von denselben Dimensionen wie 
etwa der V erhältnisanteil für die

Atomforschung gegenüber dem 
USA-Volkseinkommen. Auch die 
Aufwendungen von Babbage für 
die Konstruktion einer Universal­
rechenmaschine in der M itte des 
vorigen Jahrhunderts, in diesem 
Fall Staatsgelder, entsprechen, am 
Volkseinkommen gemessen, den 
Aufwendungen für die modernen 
Elektronenrechenmaschinen.

Eigenartigerweise richtet sich die 
Forschung wenig darauf, festzu­
stellen, was ihr eigenes W esen ist. 
Man denkt nicht darüber nach, wie 
man etwas erdenkt. Das würde in 
dem Augenblick wesentlich anders 
sein, wenn sich ein Mangel an 
Forschungsangeboten zeigen würde 
und wenn etwa in dem technischen 
Ressort die Planschubladen leer 
wären. Das Erforschen des Er­

kenntnisobjektes im Abstrakten, 
die Formulierung in Gleichungen, 
das Erdenken physikalischer Zu­
sammenhänge ohne Sprache, über­
haupt die M athem atisierung, ist 
ein besonderes aktuelles, aber 
noch außerhalb der Betrachtung 
stehendes Phänom en,' nicht nur 
in der Atomforschung. W ohl aber 
kommt es anscheinend von den 
Elektronenrechenmaschinen mit 
ihren unerhörten Rechen- und Ge- 
dächtnisleistungen, sozusagen durch 
Rückkoppelung, zum Problem der 
Denktechnik und der Erforschung 
der Forschung selbst. Aber eines 
bleibt unerforschlich; hinter dem 
Vollzug die Kraft des Denkens und 
Forschens, die Intuition, der 
schöpferische Geist, das Fausti­
sche des Dichters.

Voraussetzung ist die Sicherung der wissensdiaftlidien Lehre

ß e i  der Bewertung der Aufgaben­
verteilung der einzelnen Stellen 
der öffentlichen Hand auf dem Ge­
biet der Förderung der wissen- 
sdiaftlichen Lehre und Forschung 
scheint in der Nachkriegszeit fol­
gender logischer Schluß maßge­
bend gewesen zu sein; Forschung 
und Lehre sind an den Universi­
tä ten  und Hochschulen bestim ­
mungsgemäß m iteinander ver­
knüpft, Universitäten und Hoch­
schulen gehören im föderalistischen 
Staatswesen eindeutig in die Kul­
turhoheit der Länder, danach muß 
die Förderung der Wissenschaft 
Landesangelegenheit sein.

Die Auswirkung der Forschung 
auf unser gesamtes Leben macht 
aber vor den Ländergrenzen eben­
sowenig halt wie vor den Landes­
grenzen, selbst übernationale Ge­
meinschaften, wie Euratom oder 
Gemeinsamer Markt, M ontanunion 
usw., sind für eine umfassende Pla­
nung auf lange Sicht sehr eng. 
Unter Berücksichtigung dieser Aus­
w irkung ist also die Förderung der 
Forschung eindeutig Bundesange­
legenheit, und sie wird es in ihrer 
Auswirkung auch staatspolitisch, 
wenn eine Beteiligung an inter­
nationalen Vorhaben, wie dem 
geophysikalischen Jahr, in Rech­
nung gestellt wird.

Den Ländern stehen nur be­
grenzte M ittel zur Verfügung, die

sich mit den Anforderungen einer 
neuzeitlichen Forschung schwer in 
Einklang bringen lassen: es ge­
nügt, die 40 Mill. $ für die vier 
A tomversuchsreaktoren, über de­
ren Ankauf auf Bundesebene ver­
handelt wird, zu vergleichen mit 
den auch schon über die Länder­
grenzen hinausgehenden 25 Mill. 
D-Mark (von denen übrigens erst 
15 Mill. gesichert erscheinen), die 
der Senat der Deutschen For­
schungsgemeinschaft etwa gleich­
zeitig für neue Schwerpunktfor­
schung über die gesamten Gebiete 
von der Automation bis zur Gene­
tik zur Verfügung stellen will.

D as Fehlen staa tlich er
E ntw icklungsau fträge

Für deutsche V erhältnisse wird 
die unm ittelbare Zurverfügung­
stellung von Forschungsmitteln aus 
einem besonderen Grunde vor­
dringlicher als für zahlreiche an­
dere Industrieländer: es fehlt hier 
fast völlig die wesentliche in­
direkte S taatsunterstützung, die 
große Industrielaboratorien des 
Auslandes über staatliche Ferti- 
gungs- und Entwicklungsaufträge 
vor allem in der Atomtechnik und 
im Flugw esen erhalten.

Das Dilemma, das einerseits aus 
der Diskrepanz von notwendigen 
und zur Verfügung stehenden Mit­
teln, andererseits aus der Schwie­
rigkeit der Zuständigkeitsbewer­
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tung von Bund und Ländern ent­
stand, hat sdiließlidi zu einer 
akuten Krise geführt. Sie wurde 
durch eine Denkschrift des VDI 
im vorigen Jahr ausgelöst, und sie 
wurde weiteren Kreisen bewußt, 
als kurz darauf der bayrisdie Mi­
nisterpräsident Hoegner die Frage 
auf der M inisterpräsidentenkonfe­
renz in Bad Pyrmont aufnahm. Seit 
dieser Zeit gehen die Pläne für 
eine Forschungsförderung auf hödi- 
ster Ebene hin und her: man er­
wägt das Schaffen neuer Kommis­
sionen, unterhält sich über ein- 
oder zweistufige Gutachtersysteme 
und überlegt, ob m an W issenschaft­
lern es überlassen könnte, über 
später etw a bewilligte Gelder zu 
verfügen oder ob hierfür nicht 
weitere Instanzen eingeschaltet 
werden sollten.

W enn ich hier in dieser Dis­
kussion zu diesem Fragenkomplex 
überhaupt kurz Stellung nehme, so 
will ich die Für und die W ider der 
einzelnen vorgesdilagenen Lösun­
gen nicht gegeneinander abwägen, 
sondern nur auf einen Punkt nach­
drücklichst hinweisen, der bei Dis­
kussionen in der Öffentlichkeit oft 
sehr wenig betont wird, obgleich 
der Präsident der W estdeutschen 
Rektorenkonferenz, Prof. Coing, 
ihn eindringlich in den Vorder­
grund gestellt hat.

M angel an  Einrichtung  
und L ehrpersonal

Vordringlich erscheint gerade 
wegen der Verknüpfung von Lehre 
und Forschung die Befriedigung 
des Nachholbedarfs an unseren 
Universitäten und Tedinisdien 
Hochschulen. Gerade h ier macht 
sich die Trennung der V erantw ort­
lichkeit von Bund und Ländern be­
sonders katastrophal bemerkbar. 
Die Beseitigung unm ittelbarer 
Kriegsschäden ist mancherorts in­
folge der geringen Landesmittel 
noch nicht einmal in die Haus- 
haltsvoransdiläge aufgenommen 
worden. Diese Voranschläge um­

fassen dann, wenn sie wirklich die 
Beseitigung der Kriegssdiäden auf­
nehmen, aus reinen Kostengründen 
auch nur das Bauliche und die fest 
mit dem Bau verbundenen Einricäi- 
tungen. Die M ittel für die Neu­
einrichtung mit A pparaten und Ge­
räten mit Einschluß des reinen 
Nachholbedarfs sind völlig unzu­
reichend, beispielsweise erhielten 
m ehrere große Institute an einer 
Technischen Hochsdiule im ver­
gangenen Jah r für derartige 
Zwecke noch nicht einmal 10 DM 
je Hörer.

V erknüpft mit der unzureidien- 
den Einrichtung v ieler westdeut­
scher und W estberliner Institute 
macht sich ein immer katastro­
phalerer M angel an Lehrpersonal 
bemerkbar: die zur Verfügung
stehenden Planstellen reichen bei 
weitem nicht aus, Förderungs­
stellen gehen aus Haushaltsgrün­
den manchmal auf Kosten anderer 
Planstellengruppen.

In den letzten Jahren ist die Zahl 
der Studenten ständig gestiegen, 
die Zähl der Lehrkräfte — ein­
schließlich der an sich leicht an- 
paßbaren Hilfsassistenten — aber 
fast konstant geblieben, so daß 
an zahlreichen Lehrstühlen bereits 
heute das gesamte Lehrpersonal 
für einen geordneten Lehrbetrieb 
zu knapp geworden ist und für die 
Forschung überhaupt keine Kräfte 
mehr zur Verfügung stehen.

V erlängerte  S tu dien zeit
Diesem Problem auf der Lehr- 

seite ist ein Studentenproblem 
überlagert. Gegenüber der Zeit 
vor einem M enschenalter wird be­
reits zum Abitur ein Schuljahr 
mehr verlangt. Das Anwachsen des 
menschlichen W issens hat weiter 
dazu geführt, daß auch die Stu­
dienzeiten v ieler Hochschulen um 
ein oder zwei Semester herauf­
gesetzt wurden.

Da heute ein sehr wesentlicher 
Prozentsatz aller Studierenden auf 
eigenen Gelderwerb angewiesen

ist, die dafür benötigte Zeit aber 
von der ausgelasteten Lehrplan­
zeit abgeht, ist die m ittlere effek­
tive Studiendauer noch erheblich 
stärker angestiegen. Der Abschluß 
des Studiums hat sich damit aus 
der ersten Hälfte des dritten Le­
bensjahrzehntes immer stärker in 
die zweite Hälfte verschoben. 
Volkswirtschaftlich gesehen bedeu­
tet dies bei roh geschätzt etwa 
150 000 betroffenen Studierenden 
den Ausfall von 300 000 bis 500 000 
Berufsjahren wissenschaftlich ge­
bildeter Kräfte.

V ordringliches E inm alprogram m
Für den Hochschullehrer er­

scheint mir daher im Rahmen der 
augenblicklich erwogenen M aßnah­
men zur Förderung der Forschung 
ein Einmalprogramm vordringlich, 
das ohne Berücksichtigung von 
Bundes- oder Landeszuständigkeit 
die Befriedigung des Nachhol­
bedarfs der Uni-^^ersitäten und 
Hochschulen sicherstellt und das 
den Bau und die Einrichtungen der 
Institute, die Personalbesetzung 
der Lehrstühle und Institute (ein- 
schließl. Schaffung neuer Lehrstühle 
und Institute), die Etatfrage der 
laufenden M ittel der Institute und 
Lehrstühle umfaßt. (Heute sind 
vielerorts nicht einmal die M ittel 
vorhanden, einen einzigen Lehr­
stuhlangehörigen einmal im Jahr 
an einem in Deutschland stattfin­
denden Kongreß oder Schulungs­
kurs teilnehm en zu lassen.)

V erknüpft mit der Personalbe­
setzung ist die Frage der Gehalts­
regelung der Lehrkräfte. Soweit 
Assistenten als Beamte auf Zeit 
(2 oder 4 Jahre) eingestellt w er­
den, bringt die neue Regelung der 
Angestelltenversicherung für einen 
Diplom-Ingenieur, der unm ittelbar 
nach dem Studium eine Assisten­
tenstelle übernimmt, durch den 
Verlust an Anwartschaften derar­
tige Nachteile, daß hier binnen 
kurzem mit den größten Schwierig­
keiten gerechnet werden muß.

VEREINSBANR IN HAMBURG
ÄLTESTE H A M B U RG E R  GI R O B A NK

Z E N T R A L E :  H A M B U R G l l ,  A L T E R  W A L L  2 0 - 3 0 ,  T E L E F O N  3 4 1 0 1 5  
23 F I L I A L E N  Ü N D  Z W E I G S T E L L E N  IN G R O S S - H A M B ü  R G , C U X H A V E N  UND KI EL
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Von der Seite der Studenten­
förderung her sollte alles getan 
werden, um die effektive Studien­
dauer abzukürzen: Überholung der 
Lehrpläne mit Einschluß des höhe­
ren Schulwesens und wirkliche 
Begabtenförderung durch ausrei­
chende Stipendien erscheinen hier 
die gegebene Lösung.

Erst aufbauend auf einer wirk­
lich einwandfrei möglichen, ge­
sicherten wissenschaftlichen Lehre 
kann die dringend notwendige 
unm ittelbare Forschungsförderung 
ihren tieferen Sinn erhalten: auf 
lange Sicht plant nur, w er laufend 
für das Heranbilden der Nach­
wuchskräfte Sorge trägt.

D ie verw altungsm äßige  
Z u ständigkeit

Eine Hauptschwierigkeit für die 
Erfüllung dieses Zieles liegt in der 
Trennung der Verantwortlichkeiten 
von Bund und Ländern. Es erscheint 
mir schwer möglich, streng dabei 
zu bleiben, daß die gesamte perso­
nelle und sachliche Ausstattung 
der U niversitäten und Hochschulen 
eine reine Landesangelegenheit 
bleiben muß und daß dem Bund 
nur die Finanzierung überregional 
bew erteter Forsdiungsaufgaben 
zukommen darf.

Die starke Diskrepanz zwischen 
armen und reicheren Ländern muß 
sich dann im gesamten Hochschul­
wesen zwangsläufig im Laufe der 
Zeit verschärfen. Notwendig er­
scheint mir daher, daß die zentral 
zu schaffende Stelle, die die ge­
samte Forschungsplanung nach al­
len vorliegenden Entwürfen irgend­
wie beratend, gutachtlich oder 
weisend steuern soll, so geschaffen 
wird, daß sie nicht nur in der Lage 
ist, einzelne Schwerpunkte zu be­
tonen, sondern daß sie selbst zum 
Gesamtproblem W eisungen ertei­
len kann.

Das bedeutet allerdings, daß ein 
derartiges Gremium sich nicht aus 
einigen nebenher dort tätigen, sonst 
in ihrer H aupttätigkeit ver­
ankerten Wissenschaftlern, Politi­
kern und Verwaltungsbeamten zu­
sammensetzen, darf, sondern über 
genügend M ittel und Personal ver­
fügen muß, um sich die Unterlagen 
für seine Entscheidungen wirklich 
erarbeiten zu können, und es be­
deutet weiter, daß Länder- und 
Bundesbehörden gewillt und in der 
Lage sind, ihnen zustehende Rechte

an diese zentrale Stelle, in der sie 
einzeln nur vertreten  sind, aber 
nicht dominieren, zu delegieren.

Ob es dazu aber im V erw al­
tungsleben und in der Politik je 
kommen kann, muß nach den bis­
herigen Erfahrungen dahingestellt 
bleiben, zumal wenn man berück­
sichtigt, wie groß die Summen sein 
müssen, wenn man an eine w irk­
liche Lösung des Problems heran­
geht. Im März dieses Jahres hieß 
es, der Bund wolle für Forschungs­

förderung einschließlich der Stu­
dentenbetreuung rund 500 Mill. DM 
aufwenden. Kurz vorher wurde an­
läßlich des Kongresses in San 
Diego festgestellt, daß allein die 
Raketenentwicklung bis zur 1000 km- 
Jupiter-C-Rakete in zehn Jahren 
zwischen 3 und 4 Mrd. |  gekostet 
habe; das ist für ein einziges For­
schungsvorhaben w eit über das 
Doppelte des für alle Vorhaben in 
Deutschland gegenw ärtig vorgese­
henen Betrags. (Prof. Dr. R.)

Koordinierung der öffentlichen und privaten Kräfte!

J ) ie  Aufwendungen für die tech­
nische und wirtschaftliche For­
schung sind in allen industrialisier­
ten Ländern im Ansteigen. Als 
Beispiel sei die westdeutsche che­
mische Industrie genannt, die vor 
rund 30 Jahren noch mit einem 
Forschungsaufwand von 3 bis 4 Vo 
des Umsatzes rechnete. Heute 
übersteigt der Forschungsaufwand 
bereits 5 “/o. Die Einrichtung eines 
Arbeitsplatzes für einen w issen­
schaftlichen M itarbeiter in einem 
chemischen Forschungslaboratorium 
kostet heute 40 000—50 000 DM an 
einmaligen Investitionen, dazu die­
selbe Summe noch einmal an jäh r­
lichem Aufwand. Diese Forschung 
ist für die Industrie eine Existenz­
frage, von der ihre Konkurrenz­
fähigkeit entscheidend abhängt.

W ir müssen Anschluß an  d ie  
in tern a tion a le  Forschung fo rd ern !

Vor Jahresfrist hat die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft einen Not­
ruf an die Öffentlichkeit gerichtet 
und in einer Denkschrift auf die 
Gefahr hingewiesen, daß wir in 
der w eiteren technischen und w irt­
schaftlichen Entwicklung hoffnungs­
los zurückgeworfen werden, wenn 
nidit mehr für Wissenschaft und 
Forschuiig geschieht als bisher. Ein 
angestellter Vergleich mit den USA 
hat ergeben, daß dort rund zwölf­
mal m ehr im Jahr für die For­
schung ausgegeben wird als bei 
uns; die Pro-Kopf-Ausgaben wa­
ren in den USA gut vierm al höher 
als bei uns. Davon kamen sowohl 
in den USA als auch in der Bun­
desrepublik 60 "/o der für die For­
schung aufgewandten Summen aus 
M itteln der öffentlichen Hand. Al­
lein diese Tatsache charakterisiert

die überragende Bedeutung und 
Aufgabe, die die öffentliche Hand 
auf dem Gebiet der technischen 
und wirtschaftlichen Forschung hat.

Bundesregierung und Länder­
regierungen sind sich — wie die 
Konferenz der M inisterpräsidenten 
am 22. März in Bonn zeigte — 
einig in ihrer V erantwortung für 
die Förderung von Wissenschaft 
und Forschung. Bundeskanzler Dr. 
A denauer hat im Anschluß an die 
Konferenz vor der Presse erklärt, 
daß die Finanzierung der Förde­
rung von W issenschaft und For­
schung nicht Sache der W issen­
schaftler, sondern eine Angelegen­
heit von Bund und Ländern ist 
und bleiben wird. Diese Feststel­
lungen des Regierungschefs sind 
eine deutliche Absage gegenüber 
denjenigen Kräften, die in Anbe­
tracht der vom Bund zu steuernden 
verm ehrten Forschungsaufgaben 
auf dem Gebiet der Atomenergie 
und der Rüstungswirtschaft an den 
durch das Grundgesetz gegebenen 
Zuständigkeiten und an den be­
stehenden Institutionen rütteln 
wollen. Es w ird vielm ehr darauf an­
kommen, eine Koordinierung der 
A rbeit von Bund, Ländern, W issen­
schaft und W irtschaft zu ermög­
lichen, wenn es gelingen soll, den 
Anschluß an die internationale 
Forschungstätigkeit auch nur auf 
den Gebieten zu finden, auf denen 
Deutschland einmal eine führende 
Stellung eingenommen hat.

Forschung ist ke in e  P restigefrage
Zweifellos besteht eine enge 

Relation zwischen der Forschung 
und dem Lebensstandard, etwa die 
gleiche Relation wie zwischen For­
schung und der politischen Stel­
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lung eines Volkes. Dies darf jedoch 
nicht dazu, führen, daß aus politi­
schen oder auch aus rein militäri­
schen Gründen in der Förderung 
der Forschung nach reinem Pre­
stige gestrebt wird, wie wir es 
nicht nur zwischen den W eltmäch­
ten, sondern leider auch in klei­
nerem Maßstab innerhalb der Bun­
desländer zeitweilig beobachten 
konnten. Ein großer Teil der ge­
genwärtigen Forschungsaufgaben 
geht nicht nur über den Rahmen 
eines Forschungsinstituts hinaus, 
sondern sprengt bereits die natio­
nalen Grenzen.

Dennoch darf bei aller Notwen­
digkeit und Befürwortung einer in­
ternationalen und besonders auch 
einer europäischen Zusammenar­
beit auf den wichtigsten Forsdiungs- 
gebieten die Aufgabe einer eige­
nen deutschen Forschung nidit un- 
t'erschätzt werden. Dabei erscheint 
es bei der anzustrebenden Koordi­
nierung notwendig, die ohnehin 
nicht übergroße Forschungskapazi­
tät der Bundesrepublik nicht noch 
durch eine unnötige V erbürokrati- 
sierung und V erwaltungsarbeit zu- 
sätzlich zu belasten.
Ein M odellfall: D ie Atom forachung

Als Modellfall für eine w irkungs­
volle Koordinierung der Forschung 
auf einem bestimmten Sektor kann 
die Bildung der Deutschen Atom­
kommission angesehen werden, in 
der — von der Bundesregierung 
berufen — namhafte V ertreter der 
Wissenschaft, d e r ' W irtschaft und 
der Öffentlichkeit über die V ertei­
lung der aus dem Bundeshaushalt 
zur Verfügung gestellten M ittel zu 
entscheiden haben. Auf dem Ge­
biet der Atomforschung zeigt sich 
deutlich, daß infolge des hier' er­
forderlichen hohen Kapitalbedarfs

eine genaue Abgrenzung zwischen 
den Aufgaben der Privatwirtschaft 
und der öffentlichen Hand kaum 
möglich ist. So sehr das von der 
Bundesregierung vorgelegte Atom­
gesetz von der Voraussetzung aus­
geht, daß der Ausbau der Atom­
wirtschaft und damit auch der Atom­
forschung in erster Linie eine An­
gelegenheit der Privatindustrie und 
der W irtschaft zu sein hat und dies 
auch von der W irtschaft für eine 
zukünftige europäische Atompoli­
tik  gefordert wird, so wird es sich 
kaum umgehen lassen, daß dem 
Staat neben der Aufsicht in allen 
Fragen der Sicherheit von der Ka­
pitalseite her eine gewisse Einfluß­
möglichkeit Vorbehalten bleibt. 
Das gleiche gilt für alle Forschungs­
aufgaben auf dem Gebiet der V er­
teidigungswirtschaft, da hier das 
Risiko umfangreicher Investitionen 
in hohem Maße von Entscheidun­
gen militärischer Zweckmäßigkeit 
beeinflußt wird.

N otw en digkeit
eines V erw altungsabkom m ens
In einer Tagung der M inister­

präsidenten der Länder am 28. Fe­
bruar 1957 ist ausgeführt worden, 
daß zwar die Förderung der For­
schung grundsätzlich Sache der 
Länder ist; die Länder haben sich 
dennoch entschlossen, die Hilfe des 
Bundes auf diesem Gebiet anzu­
fordern, und sie halten ihrerseits 
den Abschluß eines Verwaltungs­
abkommens zwischen Bund und 
Ländern für einen geeigneten Weg, 
um den von ihnen festgestellten 
Notstand zu beheben. Dieser 
Schritt stellt eine benierkenswerte 
Abkehr der Länder von ihrer bis­
herigen Politik auf diesem Gebiet 
dar. Bisher hatten sie streng den 
Standpunkt vertreten, daß die For­

schung als Kulturaufgabe Sache 
der Länder ist und daß es dem 
Bund nur in Einzelfällen gestattet 
ist, besondere Aufträge der Zweck­
forschung zu finanzieren.

Der Bundestag hat ebenfalls die 
Frage der Organisation der Förde­
rung der wissenschaftlichen For­
schung in aller Breite erörtert und 
ein Gesetz zur Errichtung eines 
Deutschen Forschungsrates vorge­
schlagen. Die Bundesregierung 
stellte diesem Vorschlag die Kon­
zeption eines deutschen W issen­
schaftsrates gegenüber, der durch 
eine Verwaltungs Vereinbarung mit 
den Ländern geschaffen werden 
soll.

G rundlagenforschung  
und G eisteswissenschafl

Die gewerbliche Wirtschaft, ins­
besondere die auf Forschung an­
gewiesene Industrie, kann an die­
ser Entwicklung kaum achtlos vor­
übergehen. Selbstverständlich wird 
die Wirtschaft, die — wie bereits 
ausgeführt — selbst hohe Beträge 
für die Forschung zur Verfügung 
stellt, jede Entwicklung begrüßen, 
die auf eine Vermehrung und In­
tensivierung der Forschungsmög­
lichkeiten hinausläuft. Der Stifter­
verband für die Deutsche W issen­
schaft, eine Gemeinschaftsaktion 
der gewerblichen W irtschaft zur 
Förderung von Forschung, Lehre 
und Studium, hat immer wieder 
betont, daß es nicht Aufgabe der 
Wirtschaft ist, allein eine zweck­
gebundene Forschung zu finanzie­
ren, sondern daß gerade die Grund­
lagenforschung und die Geistes- 
wissensdiaften gefördert werden 
müssen. Grundlagenforschung und 
Geisteswissenschaften bilden nun 
einmal die Voraussetzung für eine 
Zweckforschung einzelner W irt-
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sdiaftszweige. Deshalb müssen die 
Förderungsm aßnahmen der öffent­
lichen Hand sie in gleicher W eise 
umfassen.

W enn die Forschung heute zu 
einem H auptantriebsfaktor be­
stimmter W irtschaftszweige ge­
w orden ist und Bund und Länder 
die Notwendigkeit ihrer Förderung 
erkannt haben, so muß die W irt­
schaft fordern, daß die notwendi­
gen M ittel nicht nur über den

Steuerzahler aus den öffentlichen 
Haushalten bereitgestellt werden 
und sich die öffentliche Hand einen 
gewissen Einfluß in der Forschung 
sichert, sondern daß die W irtschaft 
selbst in die Lage versetzt wird, 
eine ihr dienliche Forschung ver­
stärkt zu finanzieren. Dies setzt 
voraus, daß ihr durch Steuererleich­
terungen auch ein Anreiz gegeben 
wird, ihre Ausgaben für For­
schungszwecke zu erhöhen. (Schm.)

Die Zuständigkeit von Bund und Ländern

D ie  Probleme, die mit der zuläng­
lichen Förderung der wissenschaft­
lichen Forschung Zusammenhängen, 
haben in den letzten Monaten in 
der öffentlichen Diskussion einen 
breiten Raum eingenommen. Re­
gierungen und Parlam ente von 
Bund und Ländern haben sich aus­
führlich damit befaßt. Die Selbst­
verwaltungsorganisationen der 
Wissenschaft, wie die Deutsche For­
schungsgemeinschaft, die W est­
deutsche Rektorenkonferenz, und 
die Max-Planck-Gesellschaft haben 
sich lebhaft in diese Gespräche ein­
geschaltet. Der Stifterverband für 
die deutsche W issenschaft hat seine 
Auffassung kundgetan. Die gesamte 
Presse hat der Frage besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet. Es 
fragt sich: W oher kommt dieses all­
seitige Interesse an einer Frage, 
die sonst nur wenige mit dem Pro­
blemkreis befaßte Personen be­
rührte?

Forschung sichert d ie  E xistenz 
des Volkes

Es scheint, daß die Erkenntnis 
Allgemeingut geworden ist, daß 
von den Ergebnissen der wissen­
schaftlichen Forschung die Existenz 
unseres Volkes in einem früher 
nicht für denkbar gehaltenen Aus­
maß abhängt. Dies gilt vor allem 
für die naturwissenschaftliche und 
technische Forschung, deren Ergeb­
nisse mehr oder weniger unmittel­
bar der W irtschaft zugute kommen. 
Die Erfahrung hat gelehrt, daß das 
Kapital, das in naturwissenschaft­
licher und technischer Forschung 
angelegt wird, sich innerhalb rela­
tiv  kurzer Zeit verzinst. Es steht 
ferner fest, daß die deutsche W irt­
schaft nur dann in der Lage blei­
ben wird, einen ausreichenden Le­

bensstandard unseres Volkes zu ga­
rantieren, wenn es der deutschen 
wissenschaftlichen Forschung ge­
lingt, mit der Forschung des Aus­
lands Schritt zu halten. Die Ent­
wicklung auf dem Gebiet der Er­
forschung der Atomenergie ist 
hierfür das deutlichste Beispiel.

Aber auch die Geisteswissen­
schaften sind von nicht abzuschät­
zender Bedeutung für das Leben 
unseres Volkes. Sie beschäftigen 
sich mit den Fragen, die den eigent­
lichen Kern menschlicher Existenz 
bedeuten, m it dem, was den Men­
schen eben zum Menschen macht, 
zum geistbestimmten, sittlich ver­
antwortlichen Wesen. Die Forde­
rung, die man immer wieder aus 
Kreisen der W irtschaft hört, daß 
die hohen Schulen nicht nur Ken­
ner des technischen Handwerks­
zeugs ihrer Disziplin, sondern 
Menschen heranbilden sollen, die 
in der Lage sind, anderen M en­
schen nicht zu befehlen, sondern 
sie zu führen, hängt aufs engste 
mit der erwähnten Bedeutung der 
Geisteswissenschaften zusammen.

D ie finanzielle  S icherung  
d e r  Forschung

Wissenschaftliche Forschung, 
insbesondere die naturw issen­
schaftliche und technische, kostet 
Geld, ungleich m ehr Geld als in 
früheren Zeiten. W er ist für die 
Aufbringung dieser M ittel verant­
wortlich? Grundsätzlich beide: der 
Staat und die Wirtschaft. Der Staat 
wird hierbei vor allem sein Au­
genmerk der zweckfreien Grund­
lagenforschung, aber auch der an­
gewandten Forschung, die im Hin­
blick auf bestimmte, auch w irt­
schaftlich verw ertbare Ergebnisse 
betrieben wird, zuwenden. Die

W irtschaft wird sich, schon im eige­
nen Interesse, mehr der ange­
w andten Forschung und techni­
schen Entwicklung zuwenden, 
wenngleich auch die W irtschaft an 
einer ausreichenden Förderung der 
Grundlagenforschung interessiert 
sein muß, weil sie die Voraus­
setzung für alle zweckgerichtete 
Forschung ist. Ohne die Ergebnisse 
der Grundlagenforschung ist die 
angewandte Forschung nicht denk­
bar. Der Stifterverband, eine Or­
ganisation der gewerblichen W irt­
schaft, wichnet daher der Grund­
lagenforschung seine besondere 
Aufmerksamkeit. Die V orhand hin­
sichtlich der Förderung dieses For­
schungszweiges muß allerdings bei 
der öffentlichen Hand verbleiben, 
die für seine zulängliche Dotierung 
in erster Linie verantw ortlich ist.

Im föderalistisch aufgebauten 
Staat ist die V erantw ortung für 
die von der öffentlichen Hand zu 
erfüllenden Aufgaben auf m ehrere 
Träger, auf Bund und Länder, ver­
teilt. Nachdem durch das Bonner 
Grundgesetz die Schulhoheit grund­
sätzlich den Ländern übertragen 
ist, sind die Länder auch die ver­
antwortlichen Träger der Universi­
tä ten  und technischen Hochschulen, 
die wissenschaftliche Lehre und 
Forschung in sich vereinen. Der 
Bund besitzt allerdings eine selb­
ständige Kompetenz zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung. 
Die bisherige praktische Aufgaben­
verteilung zwischen Bund und Län­
dern auf der geschilderten verfas­
sungsrechtlichen Grundlage kann 
man nicht unbedingt als befriedi­
gend bezeichnen. Neben ihren Uni­
versitäten und technischen Hoch­
schulen fördern die Länder gemein­
sam größere Forschungsinstitutio­
nen — darunter die Max-Planck- 
Gesellschaft —, deren Finanzbedarf 
die Kraft eines einzelnen Landes 
übersteigt, ^ s  fragt sich, ob man 
die Förderung solcher Einrichtun­
gen nicht besser dem Bund über­
lassen sollte. Der Bund hat bisher 
neben der Förderung von For­
schungsinstitutionen, die die für 
die einzelnen Ressorts notwendige 
Zweckforschung betreiben, bedeu­
tende M ittel für die Grundlagen- 
und angewandte Forschung insbe­
sondere über die Deutsche For­
schungsgemeinschaft zur Verfü­

188 1957/IV



gung gestellt, die auch von den 
Ländern wie vom Stifterverband 
Mittel erhält.
Stärkere Einschaltung des B undes

Der wachsende Bedarf der deut­
schen Forschung hat allerdings die 
Länder in den letzten M onaten zu 
der Überzeugung geführt, daß eine 
stärkere Einschaltung des Bundes 
bei der Finanzierung der W issen­
schaft, auch soweit sie an den Uni­
versitäten und tedinischen Hodi- 
sdiulen betrieben wird, unumgäng- 
lidi ist. Zur Zeit wird insbesondere 
um die organisatorischen Formen 
gerungen, mit deren Hilfe die Bun­
desmittel, die bei der grundsätz- 
lidien Verantwortung der Länder 
für die Hochschulen nur eine Spit­
zenfinanzierung für diese Institu­
tionen darstellen können, auch die­
sen Hochschulen zugute kommen 
können.

Es sdieint unter den beteilig­
ten Stellen von Bund, Ländern und 
Selbstverwaltung der W issensdiaft 
Einigkeit darüber zu bestehen, daß 
ein Gremium gesdiaffen werden 
muß, das mit hoher A utorität den 
Bedarf der gesamten W issensdiaft 
in der Bundesrepublik feststellen 
und das Pläne ausarbeiten soll.

wie zusätzlich von Bund und Län­
dern etwa bereitgestellte Mittel am 
zwedcmäßigsten im Interesse der 
gesamten W issenschaft verteilt 
werden können. Uber den Aufbau 
und die Zusammensetzung dieses 
Gremiums sind die verschiedensten 
Ansichten geäußert worden. Sie 
sind der Öffentlichkeit durch die 
Presse bekannt geworden und 
brauchen daher hier im einzelnen 
nicht m ehr dargestellt zu werden.

Man sollte allerdings zu einer 
Lösung kommen, die den in 
Deutschland bew ährten Formen 
einer modifizierten Selbstverwal­
tung der W issenschaft entspridit. 
Das würde bedeuten, daß in dem 
zu schaffenden Gremium V ertreter 
der W issensdiaft neben V ertretern 
der staatlidien Exekutive und etwa 
w eiteren Persönlichkeiten des son­
stigen der W issensdiaft naheste­
henden öffentlichen Lebens gleich­
berechtigt nebeneinander wirken. 
Eine solche Besetzung würde ga­
rantieren, daß sowohl die Anliegen 
der W issenschaft wie die Notwen­
digkeiten des staatlichen Bereichs 
in offener Aussprache zur Geltung 
und Deckung gebradit werden 
können. (H. K.)

Das Finanzierungsverfahren muß rationalisiert werden!

In  letzter Zeit hat sich erfreu- 
lidierweise die Erkenntnis durdi- 
gesetzt, daß Forschung und W is­
sensdiaft verstärkt gefördert und 
damit befähigt werden müssen, 
einen wirksameren Beitrag zur 
kulturellen und wirtschaftlidien 
Entwidilung Deutsdilands zu lei­
sten. Das kostet natürlich Geld; 
aber mit der Bereitstellung zu- 
sätzlidier Mittel allein ist das an­
gestrebte Ziel nicht zu erreidien. 
Denn das bisherige System der 
Forschungsförderung war nicht nur 
deshalb unzulänglich, weil die 
Geldmittel, die insgesamt zur V er­
fügung standen, der Höhe nach 
den gestiegenen Bedürfnissen nicht 
genügten; auch die bisherige Or­
ganisation war unrationell.

Das zusammenhanglose Neben­
einander von selbständigen W il­
lensträgern, die Zersplitterung der 
Mittel auf eine Vielzahl von Fonds, 
das Fehlen einer Rangordnung für 
die Fülle der Anforderungen und

ähnliche Mängel haben dazu bei­
getragen, daß die aus öffentlichen 
und privaten M itteln für For­
schungszwecke bereitgestellten 
Förderungsm ittel nicht den Nutz­
effekt erzielt haben, den sie bei 
besserer Ordnung hätten erbringen 
können. Hinzu kam der unselige 
Kompetenzstreit zwischen Bund 
und Ländern, in dessen Verlauf 
die Länder, pochend auf ihre „Kul­
turhoheit", dem Bund ständig das 
Recht zu finanzieller A ktivität auf 
wissensdiaftspolitischem Gebiet 
abgesprochen haben, ohne aber 
daraus die Konsequenz zu ziehen 
und ihre eigenen finanziellen Lei­
stungen für W issenschaft und For­
schung angemessen zu steigern. 
Auf einer so unübersiditlidien und 
ungeordneten Grundlage läßt sidi 
ein neuer Plan, der eine großzü­
gigere Förderung von W issen­
schaft und Forschung zum Ziel 
hat, nicht wirkungsvoll gestalten; ’ 
die Bereitstellung zusätzlicher

Geldmittel würde, wenn alles 
beim alten bliebe, die Unordnung 
und Unklarheiten nur vermehren.

A rbeitste ilung  
zwischen B u n d  und L ändern

Nun sdieint sidv in der verfas- 
sungspolitisdien Haltung der Län­
der gegenüber dem Bund hier eine 
W endung anzubahnen. Ob der 
neuerdings von den M inisterprä­
sidenten der Länder bekundete 
W ille zu engerer Zusammenarbeit 
mit der Bundesregierung mehr 
durch den Wunsch nach finanziel­
ler Entlastung als durdi bessere 
Einsicht bestimmt wird, mag da­
hingestellt bleiben; wesentlicher 
ist die Aussidit, daß künftig eine 
wirksame gesamtstaatliche W is­
senschaftsförderung wohl nicht 
mehr durch Kompetenz- oder 
Prestigeansprüche eines falsch ver­
standenen Föderalismus blodiiert 
werden wird.

Die Vorstellung, daß die Pflege 
der Forschung und W issenschaft 
ausschließlich den Ländern Vorbe­
halten und jeglidier Bundesinitia­
tive verschlossen sei, ist in 
der Verfassungswirklichkeit längst 
überholt; sie steht in offensicht­
lichem W iderspruch zu der Bedeu­
tung und Größe der Aufgabe, 
deren W irkungsbereich vielfach 
über die Grenzen der einzelnen 
Länder hinausgreift und im Zuge 
der politisdien und technischen 
Gesamtentwicklung nationales, also 
gesam tstaatlidies Gepräge erhal- 
halten hat. Das bedeutet nidit, daß 
den Ländern die Verantwortung 
für die Pflege der herkömmlidien 
Lehre und Forschung abgenommen 
w erden kann und soll; aber die 
verwaltungsmäßige und finanzielle 
M itwirkung des Bundes ist insbe­
sondere bei soldien Forsdiungs- 
aufgaben unentbehrlich, die im 
Laufe der modernen Entwidslung, 
wie der Bundesfinanzminister es 
kürzlich formuliert hat, „über­
ragende Bedeutung für den w irt­
schaftlichen und sozialen Fort­
schritt der Gesamtbevölkerung ge­
wonnen haben und einen unge­
wöhnlich hohen M ittelaufwand 
erfordern." Der Bund kann und 
soll sich hier auf bestimmte 
Sdiw erpunkte der überregionalen 
Forschungs- und W issenschafts­
pflege konzentrieren, durch Über­
nahme der Finanzlast die Länder 
entlasten und sie damit finanziell
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befähigen, ihre Anstrengungen 
auf den ihnen verbleibenden Kul­
turbereichen zu intensivieren.

Eine solche A rbeitsteilung setzt 
aber voraus, daß Bund und Län­
der in den je tzt angebahnten V er­
handlungen eine k lare Abgrenzung 
der beiderseitigen Aufgabenbe­
reiche vornehmen, damit für die 
Zukunft jeglid ie Verwischung der 
finanziellen Verantwortungs Ver­
hältnisse verm ieden wird. Eine 
solche N euverteilung der Auf­
gaben zwischen Bund und Ländern 
würde den Gesetzgeber der Not­
wendigkeit entheben, den kompli­
zierten Mechanismus des Finanz­
ausgleichs zugunsten der Länder 
zu ändern.

A rbeitste ilung zwischen p riva ter  
W irtschafl und öffentlicher H and

Mit dieser Bereinigung der Kom­
petenzverhältnisse innerhalb des 
Bundesstaates ist aber erst e i n e  
Vorbedingung zur Rationalisierung 
der Forschungsfinanzierung ge­
schaffen. Die künftige Zusammen­
arbeit zwischen Bund, Ländern und 
V ertretern  der W issenschaft muß 
unter der weiteren Zielsetzung'

stehen, die von der öffentlidien 
Hand und der privaten W irtschaft 
bereitgestellten Förderungsm ittel 
aufeinander abzustimmen und so 
zu konzentrieren, daß eine V er­
zettelung dieser M ittel verhindert, 
eine sachgemäße Arbeitsteilung 
unter den einzelnen Forschungs­
einrichtungen erreicht, unw irt­
schaftliche Doppelfinanzierungen 
ausgeschaltet und die vordring­
lichen Forschungsaufgaben inten­
siviert werden können.

N ur durch eine solche Ordnung 
des gegenwärtigen Finanzierungs­
verfahrens kann erreidit werden, 
daß die — leider nach wie vor 
begrenzten —̂ Finanzmittel, die die 
Volkswirtschaft für Forschung und 
W issensdiaft zur Verfügung stel­
len kann, kulturpolitisdi und 
volkswirtschaftlich die optimale 
Nutzwirkung erzielen.

B estandsaufnahm e  
d er Forschungsvorhaben

Zu diesem Zweck ist eine Be­
standsaufnahme der gegenwärtig 
geförderten größeren Forschungs­
vorhaben notwendig, sodann eine 
umfassende „Flurbereinigung" um.

unwirtschaftliche übersdineidungen 
von M ittelverteilung und Zustän­
digkeiten zu beseitigen, Doppel­
arbeit und Reibungsverluste abzu­
bauen und die so gewonnene Mit­
tel verstärk t dort einzusetzen, wo 
wichtige Forschungsaufgaben bis­
her nidit angemessen berüdisich- 
tigt werden konnten. Ohne eine 
Dringlidikeitsskala, eine A rt Rang­
ordnung für die zu fördernden For- 
sdiungsvorhaben wird es nidit 
gehen. Daß zur Aufstellung dieser 
Rangordnung den V ertretern  der 
W issensdiaft selbst das entschei­
dende W ort eingeräum t werden 
muß, ergibt sidi aus der verfas- 
sungsrechtlidi garantierten Frei­
heit und Unabhängigkeit von 
Lehre und Forsdiung.

Die von der deutsdien Öffent­
lichkeit geforderte Erhöhung der 
Förderungsm ittel w ird die Lei­
stungsfähigkeit der deutsdien For­
schung und W issensdiaft nur dann 
nachhaltig steigern, wenn sie in 
der hier angedeuteten W eise mit 
einer durchgreifenden Rationalisie­
rung des bisherigen Finanzierungs­
verfahrens verbunden wird. (Fm)

In Frankreidi herrscht starkes Interesse des Staates an der Forschung

Die wissensdiaftliche Forsdiung 
im w eitesten Sinne — in 

Frankreich erfaßt dieser Begriff 
sowohl die reine wie die ange­
w andte Wissenschaft, sowohl die 
Technik w ie die W issenschafts­
forschung —• befindet sich augen- 
blidilich im M ittelpunkt des Inter­
esses, nachdem man sie sehr lange 
vernachlässigt hatte. Vor dem 
zweiten W eltkrieg w urde in Frank­
reich auf diesem Gebiet herzlich 
wenig getan. Die W irtschaft entzog 
sich damals häufig sogar ihren 
normalen Amortisationsverpflich­
tungen, so daß es nicht überrascht, 
wenn sie für Laboratorien keine 
M ittel aufwendete. Andererseits 
überwog im staatlichen Universi­
tätsw esen der humanistisch-philo­
sophische Geist unter Zurückdrän- 
gung der technischen Sektoren. 
Man begnügte sich im allgemeinen 
mit der sehr traditionellen und auf 
äußerst bescheidene M ittel ange­
wiesenen Hochschulforschung, so

daß die trotzdem von einer Reihe 
fähiger Kräfte erzielten Ergebnisse 
stets als überrasdiung wirkten.

Einschaltung des S taates
Die Nachkriegszeit brachte auf 

dieser Ebene einen grundlegenden 
W andel. Langsam, aber sicher 
sdialtete sich der Staat belebend 
in die Forschung ein. Es entstand 
so ein „Nationales Zentrum der 
Wissenschaftlichen Forschung“
(Centre National de la Redierche 
Scientifigue) und als überbau mit 
sehr weitgehenden beratenden 
Vollmachten ein „Hoher Rat der 
wissenschaftlichen Forschung"
(Conseil Supérieur de la Redierche 
Scientifique), der sidi aus 130 Per­
sonen aller w issensdiaftlidien Ge­
biete zusammensetzt. Parallel hier­
mit gründete man ebenfalls un­
m ittelbar nach dem zweiten W elt­
krieg das zunächst vorwiegend mit 
Forschungsaufgaben betraute Atom­
kommissariat. Hand in Hand h ier­
mit ging der —■ meistens diskrete —

Ausbau der privaten  Forschungs­
laboratorien, besonders seitens der 
plötzlich sehr dynamisch gewor­
denen industriellen Großbetriebe 
mit dem Ergebnis, daß Frankreich 
auf diesem Gebiet iü nicht selte­
nen Fällen als beispielgebend für 
Europa angesehen wird.

Allerdings handelte es sich zu­
nächst häufig nur um Gerüste, 
denen die finanziellen M ittel zu 
ihrer zweckmäßigen Ausgestaltung 
fehlten und die andererseits nicht 
immer über das erforderliche Uni­
versitätsfundam ent verfügten. Es 
bedurfte nämlich zur Aufwertung 
und Belebung der Forschung 
zwangsläufig im Hochschulwesen 
einer V erlagerung des Schwerge­
wichts vom Humanismus zur 
Technik.

M angel an  Fachkräften
Das eigentliche Erwachen aber 

brachte die in Frankreich in den 
letzten zwei Jahren  als recht stür­
misch empfundene Entwicklung der
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